Bundesarbeitsgericht

Beschluss

8§ 72a Abs 3 S 1 ArbGG vom 09.12.2004, § 72 ArbGG vom 09.12.2004, § 72a ArbGG
vom 02.07.1979, Art 22 AnhRUG, Art 7 AnhRuUG, § 72a Abs 3 S 2 Nr 1 ArbGG vom
09.12.2004

1. Eine auf die Verkennung der grundsitzlichen Bedeutung der Rechtssache
gestiitzte Nichtzulassungsbeschwerde war nach der bis zum 31. Dezember
2004 geltenden Rechtslage nur zulissig, wenn die Rechtssache eine der
in § 72a Abs. 1 Nr. 1 bis 3 ArbGG aufgefiihrten privilegierten
Rechtsstreitigkeiten betraf und ihr zugleich eine iiber den Einzelfall
hinausgehende Bedeutung zukam.

2. Die Auslegung der Art. 22 und 7 Anhorungsriigengesetz ergibt, dass § 72
Abs. 2 und § 72a Abs. 1, Abs. 3 ArbGG in ihrer neuen Fassung nicht auf
Nichtzulassungsbeschwerden anzuwenden sind, deren Begriindung sich
wegen des Ablaufs der Begriindungsfrist vor dem 1. Januar 2005
ausschliefilich an den Mafigaben des alten Rechts zu orientieren hatte.

3. Ob eine Nichtzulassungsbeschwerde zulidssig und begriindet ist, beurteilt
sich deshalb nach dem bei Ablauf der Begriindungsfrist geltenden Recht.

4. Nach § 72 Abs. 2 Nr. 1 ArbGG nF kann eine Nichtzulassungsbeschwerde
darauf gestiitzt werden, dass eine entscheidungserhebliche Rechtsfrage
grundsitzliche Bedeutung hat, wenn die Entscheidung des Rechtsstreits
von einer klirungsfahigen und klirungsbediirftigen Rechtsfrage abhidngt
und die Klirung entweder von allgemeiner Bedeutung fiir die
Rechtsordnung ist oder wegen ihrer tatsdchlichen Auswirkungen die
Interessen zumindest eines grofieren Teils der Allgemeinheit beriihrt.

BAG, Beschluss vom 14.04.2005 Az.: 1 AZN 840/04

Tenor:

1. Die Beschwerde der Beklagten gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des
Hessischen Landesarbeitsgerichts vom 22. Juli 2004 - 5 Sa 1650/03 - wird als
unzulassig verworfen.

2. Die Beklagte hat die Kosten des Beschwerdeverfahrens zu tragen.

3. Der Wert des Beschwerdegegenstands wird auf 134.239,16 Euro festgesetzt.
Griinde:

1

Die auf Divergenz, grundsatzliche Bedeutung und Verletzung rechtlichen Gehors

gestiitzte Beschwerde der Beklagten ist unzuléassig.
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1. Die Beschwerde genltigt nicht den Zul&ssigkeitserfordernissen einer
Divergenzbeschwerde.

3

a) Zur ordnungsgemafien Begriindung einer auf Divergenz (§ 72a Abs. 1, § 72 Abs. 2
Nr. 2 ArbGG) gestiutzten Nichtzulassungsbeschwerde gehort, dass der
Beschwerdefiihrer einen abstrakten Rechtssatz aus der anzufechtenden
Entscheidung sowie einen hiervon abweichenden abstrakten Rechtssatz aus einer
Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts oder eines anderen der in § 72 Abs. 2 Nr. 2
ArbGG genannten Gerichte anfihrt und darlegt, dass das anzufechtende Urteil auf
dieser Abweichung beruht (BAG 6. Dezember 1994 - 9 AZN 337/94 - BAGE 78, 373,
375, zu II 1 der Grunde) . Nach § 72a Abs. 3 Satz 2 ArbGG mussen diese
Voraussetzungen in der Begrindung der Beschwerde dargelegt und die
Entscheidung, von der das Urteil abweicht, bezeichnet werden (BAG 28. April 1998 -
9 AZN 227/98 - BAGE 88, 296, 297, zu II 1 der Grunde) . Allein die Darlegung einer
fehlerhaften Rechtsanwendung oder der fehlerhaften oder unterlassenen Anwendung
der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts oder eines anderen der im Gesetz
genannten Gerichte reicht zur Begrindung einer Divergenzbeschwerde nicht aus
(BAG 23. Juli 1996 - 1 ABN 18/96 - AP ArbGG 1979 § 72a Divergenz Nr. 33 = EzA
ArbGG 1979 § 72a Nr. 76, zu II 1 der Griinde) .

4
b) Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegrindung der Beklagten nicht
gerecht. Zwar gibt sie einen Rechtssatz wieder, den das Bundesarbeitsgericht in einer
Entscheidung vom 17. Januar 2002 (- 2 AZR 719/00 - BAGE 100, 182) zu den
Voraussetzungen einer Organstellung nach § 14 Abs. 1 KSchG aufgestellt habe. Die
Beschwerde legt jedoch nicht dar, welchen davon abweichenden abstrakten
Rechtssatz das Landesarbeitsgericht in der anzufechtenden Entscheidung aufgestellt
haben soll. Die Beklagte analysiert und kritisiert die Rechtsauffassung des
Landesarbeitsgerichts zur Reichweite von § 14 Abs. 2 KSchG, ohne einen abstrakten
Rechtssatz wiederzugeben, den das Landesarbeitsgericht ausdriicklich formuliert
habe oder der dessen Ausfihrungen jedenfalls unausgesprochen zugrunde gelegen
haben musse. Bezeichnenderweise spricht die Beklagte vom “Rechtsverstdndnis” des
Landesarbeitsgerichts, und nicht von einem bestimmten, abstrakten Rechtssatz. Im
Ergebnis wirft die Beklagte dem Landesarbeitsgericht nicht eine Divergenz in
abstrakten Rechtssétzen, sondern falsche Rechtsanwendung im Einzelfall vor. Damit
vermag sie die Zulassung der Revision nicht zu erreichen.

5
2. Die Beschwerde der Beklagten ist auch als sogenannte Grundsatzbeschwerde
unzuléssig.

6

a) Eine auf die Verkennung der grundsiatzlichen Bedeutung der Rechtssache
gestlitzte Nichtzulassungsbeschwerde war nach der bis zum 31. Dezember 2004
geltenden Rechtslage nur zulassig, wenn die Rechtssache eine der in § 72a Abs. 1 Nr.
1 bis 3 ArbGG aufgeftihrten privilegierten Rechtsstreitigkeiten betraf und ihr zugleich
eine Uber den Einzelfall hinausgehende Bedeutung zukam.

7

Die Beklagte hat nicht dargelegt, dass die Rechtssache eine der im Gesetz
aufgefihrten Tarifstreitigkeiten betroffen héatte. Weil auch objektiv keine
Tarifstreitigkeit vorliegt, hat sie die Beschwerde aus guten Griinden urspringlich
ohnehin nicht als Grundsatzbeschwerde erhoben.
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b) Mit Wirkung vom 1. Januar 2005 hat Art. 7 des Gesetzes Uber die Rechtsbehelfe
bei Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehoér (Anhérungsriigengesetz) vom 9.
Dezember 2004 (BGBIl. I S. 3220) die in § 72a Abs. 1 ArbGG aF vorgegebene
Beschrankung der  Moglichkeit, die  Nichtzulassungsentscheidung des
Landesarbeitsgerichts im Hinblick auf eine grundséatzliche Bedeutung zu tiberprifen,
aufgehoben. Jede Rechtsfrage von grundsétzlicher Bedeutung kann zur Zulassung
der Revision oder Rechtsbeschwerde flihren, unabhéngig davon, in welcher Art von
Streitigkeit sie sich stellt. Die nach Inkrafttreten des Gesetzes auch auf die
grundséatzliche Bedeutung der Rechtsfrage gesttitzte Nichtzulassungsbeschwerde ist
gleichwohl unzulassig. Entgegen der Auffassung der Beklagten ist § 72a Abs. 1
ArbGG hier in seiner bis zum 31. Dezember 2004 geltenden Fassung anzuwenden.

9

aa) Das Anhoérungsriigengesetz ist nach seinem Art. 22 am 1. Januar 2005 ohne
Ubergangsregelung in Kraft getreten. Aus dem Fehlen einer Ubergangsregelung folgt,
dass auf Beschwerdeverfahren, in denen die - unverdndert gebliebene -
Begrtindungsfrist des § 72a Abs. 3 Satz 1 ArbGG erst nach dem 31. Dezember 2004
und damit unter Geltung des neuen Rechts ablief, bereits das neue Recht
anzuwenden ist (BAG 15. Februar 2005 - 9 AZN 892/04 - zur Veroéffentlichung
vorgesehen <zVv.> zu I 2 a der Grunde) .

10

Daraus folgt aber auch, dass sich die Anforderungen an eine
Nichtzulassungsbeschwerde, wenn die Frist zu ihrer Begriindung schon vor dem 1.
Januar 2005 ablief, nach dem bis dahin geltenden Recht richten (BAG 9. Februar
2005 - 5 AZN 893/04 - NJW 2005, 1068, zu II 2 b der Grinde) . Es kommt nicht
darauf an, wann die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts ergangen ist oder das
Bundesarbeitsgericht tiber die Beschwerde entscheidet. Zwar erfasst nach den
allgemeinen Grundsétzen des intertemporalen Verfahrensrechts eine Anderung des
Prozessrechts grundsatzlich auch anhéangige Rechtsstreitigkeiten (BVerfG 7. Juli
1992 - 2 BvR 1631 und 1728/90 - BVerfGE 87, 48, 54, zu A Il 2 a der Griinde mwN)
. Der Gesetzgeber kann aber unter Beachtung der aus dem Rechtsstaatsprinzip
folgenden Grundsatze der Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes
Modifizierungen dieser allgemeinen Regel vorsehen (BVerfG 7. Juli 1992 aaO) .
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bb) Davon ist hier auszugehen. Die Auslegung der Art. 22 und 7
Anhoérungsrigengesetz ergibt, dass § 72 Abs. 2 und § 72a Abs. 1, Abs. 3 ArbGG in
ihrer neuen Fassung nicht auf Nichtzulassungsbeschwerden anzuwenden sind,
deren Begriindung sich wegen des Ablaufs der Begriindungsfrist vor dem 1. Januar
2005 ausschliefSlich an den Mafigaben des alten Rechts zu orientieren hatte. Das
Anhoérungsriigengesetz hat durch die Erweiterung der Zulassungsgriinde die
inhaltlichen Anforderungen an eine Beschwerdebegriindung verandert und nicht
etwa rein “technische” Verfahrensdnderungen - wie zB Fristverlangerungen oder
Ubertragungen von Zustindigkeiten auf andere Spruchkérper - vorgenommen. Zwar
sind mit dieser Anderung des Gesetzes vor allem Vorteile fiir die Beschwerdefiihrer
verbunden, weil die Uberpriifungsméglichkeiten des Bundesarbeitsgerichts erweitert
worden sind. Ob sich diese Vorteile auszuwirken vermoégen, hinge bei Anwendung
des neuen Rechts aber davon ab, ob die unter der alten Rechtslage verfasste
Beschwerdebegriindung inhaltlich auch den Anforderungen an die Darlegung eines
der neuen Zulassungsgriinde gentigt. Weil die Begriindungsfrist des § 72a Abs. 3
Satz 1 ArbGG nicht verdndert worden ist, kénnen nicht nachtraglich weitere Griinde
vorgebracht werden. Ob die am alten Recht orientierte Beschwerdebegriindung den
neuen Erfordernissen entspricht, wiirde weitgehend vom Zufall bestimmt. Es kann
nicht angenommen werden, dass der Gesetzgeber Erfolg oder Misserfolg einer
Nichtzulassungsbeschwerde von solchen Zufallen und tiberdies davon hat abhangig
machen wollen, wann das Rechtsbeschwerdegericht entscheidet: ob noch vor dem 1.



Januar 2005 und dann notwendig unter Anwendung des alten Rechts oder erst nach
dem 31. Dezember 2004. Auch wurde nachtriglich das Verhalten potentieller
Beschwerdeftihrer “sanktioniert”, die von der Einlegung einer
Nichtzulassungsbeschwerde wegen der Beschrdnkung der Zulassungsgrinde in
richtiger Beurteilung der Rechtslage ganz abgesehen haben mégen.

12

cc) Ob eine Nichtzulassungsbeschwerde zulédssig und begrindet ist, beurteilt sich
deshalb nach dem bei Ablauf der Begriindungsfrist geltenden Recht. Das sind hier
88 72, 72a ArbGG in ihrer bis zum 31. Dezember 2004 anzuwendenden Fassung: Das
anzufechtende Urteil wurde der Beklagten am 6. Oktober 2004 zugestellt; die Frist
zur Begriindung der Nichtzulassungsbeschwerde endete damit am 6. Dezember
2004.

13

c) Die Beschwerde der Beklagten kénnte als Grundsatzbeschwerde im Ubrigen selbst
dann keinen Erfolg haben, wenn zu ihren Gunsten unterstellt wilirde, es komme §
72a ArbGG in neuer Fassung zur Anwendung. Die Beschwerdebegriindung vom 2.
Dezember 2004 gentligt den Anforderungen an eine zuldssige Grundsatzbeschwerde
auch unter dieser Voraussetzung nicht.

14

aa) Nach § 72 Abs. 2 Nr. 1 ArbGG nF kann eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf
gestlitzt werden, dass eine entscheidungserhebliche Rechtsfrage grundsatzliche
Bedeutung hat. Dies ist der Fall, wenn die Entscheidung des Rechtsstreits von einer
klarungsfdhigen und klarungsbedurftigen Rechtsfrage abhingt und die Kldrung
entweder von allgemeiner Bedeutung fir die Rechtsordnung ist oder wegen ihrer
tatsdchlichen Auswirkungen die Interessen zumindest eines grofieren Teils der
Allgemeinheit bertihrt (BAG 26. September 2000 - 3 AZN 181/00 - BAGE 95, 372,
375, zu II 2 der Griinde; 15. November 1995 - 4 AZN 580/95 - AP ArbGG 1979 § 72a
Grundsatz Nr. 49 = EzA ArbGG 1979 § 72a Nr. 72, zu II 2 a der Grunde; 28.
September 1989 - 6 AZN 303/89 - BAGE 63, 58, 62, zu II 1 der Gruinde) .
Klarungsfdhig ist eine Rechtsfrage, wenn sie in der Rechtsbeschwerdeinstanz
beantwortet werden kann. Klarungsbedurftig ist sie, wenn sie héchstrichterlich noch
nicht entschieden (BAG 16. September 1997 - 9 AZN 133/97 - AP ArbGG 1979 zu §
72a Grundsatz Nr. 54 = EzA ArbGG 1979 § 72a Nr. 82, zu II 1 der Griinde mwN) und
ihre Beantwortung nicht offenkundig ist (BAG 22. Marz 2005 - 1 ABN 1/05 - zVv., zu
IT 2 a der Griinde; 25. Oktober 1989 - 2 AZN 401/89 - AP ArbGG 1979 § 72a
Grundsatz Nr. 39 = EzA ArbGG 1979 § 72a Nr. 56, zu I 2 ¢ der Griinde mwN) .
Entscheidungserheblich ist sie, wenn die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts
von ihr abhéngt.

15

Gem. § 72a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 ArbGG nF muss die Beschwerdebegriindung die
Darlegung der grundséatzlichen Bedeutung einer Rechtsfrage wund ihrer
Entscheidungserheblichkeit enthalten. Danach ist es regelmafig erforderlich, dass
der Beschwerdefilhrer die durch die anzufechtende Entscheidung aufgeworfene
Rechtsfrage konkret benennt und ihre Klarungsfahigkeit, Klarungsbedurftigkeit,
Entscheidungserheblichkeit und allgemeine Bedeutung flir die Rechtsordnung oder
ihre Auswirkung auf die Interessen jedenfalls eines grofseren Teils der Allgemeinheit
aufzeigt (vgl. BGH 11. Mai 2004 - XI ZB 39/03 - BGHZ 159, 135, zu Il 1 a der Griinde
mwN) . An die Darlegung der Rechtsfrage sind nur dann keine besonderen
Anforderungen zu stellen, wenn sie sich aus der Beschwerdebegriindung zweifelsfrei
ergibt.
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bb) Im Streitfall hat die Beklagte in der Beschwerdebegrindung dargelegt, das
Landesarbeitsgericht habe Wertungswiderspriiche zwischen seiner Entscheidung
und dem Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 17. Januar 2002 (- 2 AZR 719/00 -
BAGE 100, 182) nicht erkannt. So konne einem Arbeitnehmer im Rahmen von § 14
Abs. 2 KSchG die Leitungsaufgabe bei seinem Arbeitgeber - einer
Konzernobergesellschaft - nicht deshalb abgesprochen werden, weil er neben seiner
weitaus Uberwiegenden Tatigkeit als Geschéftsfihrer einer Tochtergesellschaft in
geringem Umfang auch fir die Konzernobergesellschaft unmittelbar tétig sei, wenn
zugleich das Bundesarbeitsgericht den Leiter eines stadtischen Eigenbetriebs sogar
als Organ iSd. § 14 Abs. 1 KSchG angesehen habe.

17

Damit hat die Beklagte keine konkrete, Uber den Einzelfall hinausgehende
Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung formuliert. Der zweifelsfreie Inhalt einer
solchen Rechtsfrage lasst sich den Ausfiihrungen der Beschwerdebegriindung auch
nicht mittelbar entnehmen. Thre genaue Fassung ist unter diesen Umstédnden nicht
verzichtbar. Dies gilt hier umso mehr, als zur Auslegung von § 14 Abs. 1, Abs. 2
KSchG umfangreiche Rechtsprechung vorliegt. Schon die Klarungsbedurftigkeit einer
vom Beschwerdeflihrer aufgeworfenen Rechtsfrage kann deshalb ohne ihre genaue
Formulierung nicht beurteilt werden.

18
3. Die Beschwerde ist auch unter dem Gesichtspunkt eines Verstofles gegen den
Grundsatz des rechtlichen Gehoérs unzuléassig.

19

a) Nach der bis zum 31. Dezember 2004 geltenden und hier mafdgeblichen Fassung
der §8§ 72, 72a ArbGG vermochte ein solcher Verstofd eine Zulassung der Revision
oder Rechtsbeschwerde von vorneherein nicht zu rechtfertigen (BVerfG 4. August
1995 - 1 BvR 606/94 - NZA 1995, 1222 mwN; BAG 14. Dezember 2004 - 1 AZN
555/04 - zu II 3 der Griinde mwN) .

20

b) Auch wenn zu Gunsten der Beklagten erneut unterstellt wird, § 72 Abs. 2 Nr. 3
ArbGG sei in neuer Fassung anzuwenden, so genligt doch die allein zu beurteilende
Beschwerdebegriindung vom 2. Dezember 2004 den Anforderungen des § 72a Abs. 3
Satz 2 Nr. 3 ArbGG nF nicht. Danach hat die Beschwerdebegriindung die Verletzung
des Anspruchs auf rechtliches Gehoér und deren Entscheidungserheblichkeit
darzulegen. Will der Beschwerdefiihrer geltend machen, das Landesarbeitsgericht
habe seine Ausfiihrungen nicht bertcksichtigt, es habe einen Beweisantritt
libergangen oder habe eine Uberraschungsentscheidung gefillt, so hat er dies im
Einzelnen und nachvollziehbar darzutun (zur Ruige der Nichtberticksichtigung von
Vorbringen vgl. BAG 22. Méarz 2005 - 1 ABN 1/05 - zVv., zu Il 3 a der Griinde) . Zu
keinem dieser méglichen Vorwtirfe finden sich in der Beschwerdebegrindung néhere
Ausfiihrungen.



	Beschluss
	Gründe:

